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Presseinformation 

zur Herbsttagung der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. 

am 9. und 10. November 2016 in Göttingen  

Brexit – wie geht es weiter mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)? 

 

 

Hier:  Mit der Entbürokratisierung der GAP kann und muss endlich ernst gemacht werden:  

Sächsische Handlungsempfehlungen 

 
Vortragender:  Daniel Gellner, Abteilungsleiter im Sächsischen Staatsministerium für Umwelt und  

Landwirtschaft 
 
Neustart für den ELER 

ELER-RESET ist eine europaweit viel beachtete Initiative des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt 
und Landwirtschaft (SMUL). Ziel ist es, in der nächsten Förderperiode eine tatsächliche, drastische Verwal-

tungsvereinfachung zu erreichen. Der Vorschlag umfasst, ausgehend von einer schonungslosen Bestands-

aufnahme, den erforderlichen Handlungsbedarf mit konkreten Vorschlägen zum künftigen Verfahren. 

Für viele ist die 2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU zu einem unüberschaubaren Regelungs-

dschungel geworden. Die Förderung ist den vergangenen Jahren mit Paragraphen und Regelungen über-

frachtet worden. Dabei ist das Ziel, den ländlichen Raum zu stärken, aus dem Blick geraten. Im Vordergrund 

steht nur noch, Fehler im Verwaltungsverfahren zu vermeiden. Wir glauben, dass ein Teil des Frustes, der 

gegenüber Europa allgegenwärtig ist, auf diese Bürokratie zurückzuführen ist. Und bei allem Bürokratiefrust 

ist es das Schlimmste, dass wir das Förderangebot zunehmend an das Prüfregime anpassen. Nicht das fach-

lich Optimale wird gefördert, sondern das am wenigsten Fehleranfällige.  

Und das alles, obwohl die Vereinfachung als prominentes Schlagwort am Beginn der aktuellen Förderperio-

de stand. Die Praxis sieht aber leider anders aus.  Die Programmumsetzungsdokumente haben inzwischen 

über 1 000 Seiten, wir haben im ELER 24 EU-Verordnungen und rund 60 Leitlinien mit mehr als 2 000 Seiten 

Text zu beachten. Diverse zusätzliche Regelungen wie z. B. zum Beihilferecht, zur Lebensmittelsicherheit 

usw. sind da noch gar nicht mitgerechnet. Sowohl Antragsteller als auch regionale Verwaltungen sind ver-

unsichert und unzufrieden.  

Infolgedessen sind inzwischen unverhältnismäßig große Ressourcen dafür gebunden, das Regelwerk zu 

verstehen und richtig auszulegen. Hinzu kommt: Wenn das Programm erst für die Öffentlichkeit dechiffriert 

werden muss, verliert es seine eigene Zielgruppe aus den Augen, nämlich eben jene Aktiven, die die ländli-

che Entwicklung voranbringen wollen. Bei den jetzt anlaufenden Vorbereitungen für die Förderperiode 
2021 bis 2027 sollte deshalb die Chance für einen echten Neuanfang genutzt werden. 
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Verantwortung übertragen und übernehmen 

Der neue ELER muss den Erfolg der europäischen Strategien und ihre Ziele wieder in den Fokus rücken. Um 

die Programmplanung und -steuerung zu vereinfachen, sollte sich der Strategische Rahmen des ELER auf 

wenige Kernziele konzentrieren. Nur noch Rahmenvorgaben und Vorschriften, die für die Erfüllung der eu-

ropäischen Verträge erforderlich sind, sollten zentral geregelt werden. Das Wie der Ausführung und die 
Kontrolle vor Ort sollten nach dem Subsidiaritätsprinzip weitestgehend in den Regionen festgelegt werden. 

So würden die Eigenverantwortung für die Mittelverwendung und die Chancen für innovative Entwicklun-

gen vor Ort gestärkt. Dafür ist ein grundlegender Paradigmenwechsel notwendig: Statt mit immer tieferen 

und detaillierteren Kontrollen auf Misstrauen zu setzen, gilt es, Vertrauen auszusprechen. 

Die Ziele der Initiative kann man wie folgt zusammenfassen: 

- Rechtssicherheit für Antragsteller und Verwaltungen, 

- Fokussierung auf die Kernziele der Förderung des ländlichen Raums, 

- Verhinderung von Fördermittelbetrug und -missbrauch, 

- drastische Reduzierung der europäischen Regularien, 
- Stärkung der Grundsätze Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit. 

Weniger ist mehr! 

Es ist möglich und sinnvoll, alle erforderlichen Regelungen für die Planung und Umsetzung der 2. Säule in 

maximal zehn Prozent der derzeit geltenden einschlägigen EU-Normen zu fassen. Subventionsbetrug und 

Fehlverwendung dürfen natürlich weiterhin nicht toleriert werden. Dazu muss man die ländlichen Entwick-

lungsprogramme allerdings auch entschlacken.  

Nicht immer mehr Kontrollen, Kontrollbehörden und Kontrollmethoden, sondern wenige, klare Regelungen 

und mehr Eigenverantwortung auf regionaler Ebene sind notwendig. Wir müssen das Subsidiaritätsprinzip 

wieder mit Leben erfüllen. Statt bis ins letzte Detail gehende, zentrale Vorgaben müssen wir so wieder die 

Chancen für innovative Entwicklungen vor Ort stärken. 

Und wie ein solches Modell aussehen kann, dazu haben wir in den letzten Wochen an sehr vielen Stellen 

unseren Vorschlag diskutiert. Die gute Resonanz auf unsere Vorschläge lässt uns hoffen, dass wir am Ende 

ein besseres Fördersystem haben werden.  

Informationen zur Initiative des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft mit dem 

Titel „ELER-RESET“: 

www.smul.sachsen.de/foerderung/6327.htm   

 


